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A.

Abandon

Abdingbar

A .
Abandon  (franz.)  
§ 27 GmbHG; § 501 HGB; § 383 AktG

Die Preisgabe eines Gesellschaftsanteils. Der Schuldner kann durch die Herausgabe einer Sache oder eines Rechts bewirken, daß er wegen von einer Schuld befreit wird.  

So kann beispielsweise der Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung eine etwa vereinbarte Nachschußpflicht auf die bereits geleistete Einlage dadurch von sich abwenden, daß er seinen Geschäftsanteil der Gesellschaft zur Verfügung stellt.

§ 27 GmbHG   Unbeschränkte Nachschußpflicht
1. Ist die Nachschußpflicht nicht auf einen bestimmten Betrag beschränkt, so hat jeder Gesellschafter, falls er die Stammeinlage vollständig eingezahlt hat, das Recht, sich von der Zahlung des auf den Geschäftsanteil eingeforderten Nachschusses dadurch zu befreien, daß er innerhalb eines Monats nach der Aufforderung zur Einzahlung den Geschäftsanteil der Gesellschaft zur Befriedigung aus demselben zur Verfügung stellt. Ebenso kann die Gesellschaft, wenn der Gesellschafter binnen der angegebenen Frist weder von der bezeichneten Befugnis Gebrauch macht, noch die Einzahlung leistet, demselben mittels eingeschriebenen Briefes erklären, daß sie den Geschäftsanteil als zur Verfügung gestellt betrachte. 
Abdingbar  =  dispositives Recht 

Abdingbar nennt man solche Rechtsnormen, von denen durch Vereinbarung der Beteiligten abgewichen werden kann. 

Unabdingbar sind sog. zwingende Rechtsvorschriften.

aberratio ictus  =  Fehlgehen der Tat

Der Täter trifft statt des vorgesehenen Tatobjekts versehentlich ein anderes trifft  (Täter zielt auf A und trifft B).
Abhandenkommen
§ 935 Abs.1 BGB

Verlust des unmittelbaren Besitzes ohne den Willen des Besitzers (z.B. Verlieren oder gestohlen bekommen). 

Abnahme
(§§ 640, 646,  430 Abs.2 BGB)

Die körperliche Entgegennahme mit der generellen Billigung der geschuldeten Leistung (BGHZ 48,257,262).
Abschlußfreiheit
Ist ein Teil der Vertragsfreiheit und bedeutet die Freiheit, darüber zu entscheiden ob überhaupt und wenn, mit wem ein Vertrag abgeschlossen werden soll. Gegensatz ist der Abschlusszwang (Kontrahierungszwang).

Absolutes Recht
ist ein subjektives Recht, das gegen jedermann wirkt  (Beispiele: Eigentum, Ehre, Körper). 

Im Gegensatz dazu stehen relative Rechte, die nur gegen bestimmte andere wirken  (Beispiel: Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises).
Abstraktionsprinzip
ist ein Grundsatz, der im deutschen Recht ausgeprägt ist. 

Das Abstraktionsprinzip bedeutet, daß grundsätzlich Verpflichtungsgeschäfte und Verfügungsgeschäfte voneinander unabhängig sind.  

(Beispiel: Der Kaufvertrag und die Übereignung der Ware sind zwei verschiedene Rechtsgeschäfte).

Abtretung  =  (Zession) (§ 398 BGB)

Übertragung einer Forderung von dem bisherigen Gläubiger (= Zedent) durch einen Abtretungsvertrag auf einen neuen Gläubiger (= Zessionar). Die Abtretung ist grundsätzlich formlos gültig. Der Abtretungsvertrag ist ausschließlich ein Rechtsgeschäft zwischen dem bisherigen Gläubiger und dem neuen Gläubiger. 

Der Schuldner hat kein Mitspracherecht. 

Die Abtretung ist ein abstraktes Verfügungsgeschäft über die Forderung. Sie ist von dem häufig zugrunde liegenden Verpflichtungsgeschäft (z.B. Forderungskauf) streng zu trennen. Der rechtliche Grund für die Abtretung ist unerheblich.

Die Forderung muß bestimmt oder zumindest hinreichend bestimmbar sein; auch künftige und bedingte Forderungen können  abgetreten werden (Vorausabtretung; z.B. eine Forderung aus dem Weiterverkauf der Ware). 

actio pro socio = Handeln für den Gesellschafter

ist die Geltendmachung von Ansprüchen durch einen einzelnen Gesellschafter, die der Gesellschaft insgesamt gegen einen einzelnen Gesellschafter zustehen. 

Beispielsweise: ein Gesellschafter macht gegen einen anderen Gesellschafter den Anspruch auf Beitragszahlung an die Gesellschaft geltend. Der Gesellschafter kann nicht eine Leistung an sich selbst, sondern er kann lediglich die Leistung an die Gesamtheit der Gesellschafter verlangen. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen   (§§ 305 ff. BGB)
Begriff:

Allgemeine Geschäftsbedingungen sind alle für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen, die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines Vertrags stellt. 

Gleichgültig ist, ob die Bestimmungen einen äußerlich gesonderten Bestandteil des Vertrags bilden oder in die Vertragsurkunde selbst aufgenommen werden, welchen Umfang sie haben, in welcher Schriftart sie verfasst sind und welche Form der Vertrag hat. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen liegen nicht vor, soweit die Vertragsbedingungen zwischen den Vertragsparteien im Einzelnen ausgehandelt sind.

Einbeziehung:

Allgemeine Geschäftsbedingungen werden nur dann Bestandteil eines Vertrags, wenn der Verwender bei Vertragsschluss

· die andere Vertragspartei ausdrücklich oder, wenn ein ausdrücklicher Hinweis wegen der Art des Vertragsschlusses nur unter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten möglich ist, durch deutlich sichtbaren Aushang am Ort des Vertragsschlusses auf sie hinweist und

· der anderen Vertragspartei die Möglichkeit verschafft, in zumutbarer Weise, die auch eine für den Verwender erkennbare körperliche Behinderung der anderen Vertragspartei angemessen berücksichtigt, von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen, und wenn 

· die andere Vertragspartei mit ihrer Geltung einverstanden ist.

Die Vertragsparteien können für eine bestimmte Art von Rechtsgeschäften die Geltung bestimmter Allgemeiner Geschäftsbedingungen unter Beachtung der in Absatz 2 bezeichneten Erfordernisse im Voraus vereinbaren. 

§ 305 a  BGB   Einbeziehung in besonderen Fällen

Auch ohne Einhaltung der in § 305 Abs. 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Erfordernisse werden einbezogen, wenn die andere Vertragspartei mit ihrer Geltung einverstanden ist,

1. die mit Genehmigung der zuständigen Verkehrsbehörde oder auf Grund von internationalen Übereinkommen erlassenen Tarife und Ausführungsbestimmungen der Eisenbahnen und die nach Maßgabe des Personenbeförderungsgesetzes genehmigten Beförderungsbedingungen der Straßenbahnen, Obusse und Kraftfahrzeuge im Linienverkehr in den Beförderungsvertrag,

2. die im Amtsblatt der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post veröffentlichten und in den Geschäftsstellen des 

           Verwenders bereitgehaltenen Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

           a.  in Beförderungsverträge, die außerhalb von Geschäftsräumen durch den Einwurf von Postsendungen in Briefkästen abge
                schlossen werden,
           b.  in Verträge über Telekommunikations-, Informations- und andere Dienstleistungen, die unmittelbar durch Einsatz von Fernkommunikationsmitteln und während der Erbringung einer Telekommunikationsdienstleistung in einem Mal erbracht werden, wenn die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der anderen Vertragspartei nur unter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten vor dem Vertragsschluss zugänglich gemacht werden können. 
Inhaltskontrolle 

Bestimmungen, die nach den Umständen, insbesondere nach dem äußeren Erscheinungsbild des Vertrags so ungewöhnlich sind, daß der Vertragspartner des Verwenders mit ihnen nicht zu rechnen braucht werden nicht Vertragsbestandteil  (§ 305 c Abs.1 BGB). 
Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen gehen zu Lasten des Verwenders (§ 305 c Abs.2 BGB). 

Nach der Generalklausel des §  307 Abs.1 BGB sind Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist. 

Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestimmung
1.
mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2.
wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist.
Über diese Generalklausel hinaus enthalten §§ 308 und 309 BGB einen Katalog von verbotenen Klauseln, die stets zur Unwirksamkeit bei der Verwendung in Allgemeinen Geschäftsbedingungen führen.

Analogie
Ist die Übertragung der Rechtsfolge eines gesetzlichen Tatbestandes auf einen ähnlichen Fall. 

Im Gesetz selbst findet sich häufig eine Bestimmung, die erklärt, daß eine näher bezeichnete Vorschrift auf einen anderen Tatbestand “entsprechend anzuwenden” ist. 

Bei Rechtsanalogie wird ein aus mehreren Bestimmungen abgeleiteter Grundgedanke auf andere Fälle erstreckt  (beispielsweise die Kündigung aus wichtigem Grund bei Miet-, Dienst-, Gesellschaftsverträgen - §§ 554 a, 626, 723 BGB - auf andere Dauerschuldverhältnisse). 

Ist dagegen eine gesetzliche Regelung ersichtlich auf einen bestimmten Sachverhalt begrenzt, so verbietet sich ein Analogieschluß auf andere Fälle. Dann ist eher ein Umkehrschluß (argumentum e contrario) möglich. 

Aneignung.
Wer eine herrenlose bewegliche Sache in Eigenbesitz nimmt, erwirbt das Eigentum an der Sache (sog. Okkupation, § 958 BGB). Die Okkupation ist zu unterscheiden vom Fund = besitzlose, aber nicht herrenlose Sache.

Anerkenntnis.
Das Schuldanerkenntnis ist ein Vertrag, durch den das Bestehen eines Schuldverhältnisses anerkannt wird. 

Deklaratorisches Schuldanerkenntnis

Ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis ist eine Bestätigung einer bereits bestehenden Schuld nach Grund und/oder Höhe). 

Konstitutives Schuldanerkenntnis

Ein konstitutives Schuldanerkennnis ist ein durch Vertrag geschaffenes, neues abstraktes Schuldverhältnis, das unabhängig von der bisherigen Verpflichtung neben diese tritt. Für dieses konstitutive Schuldanerkenntnis ist schriftliche Erteilung der Anerkennungserklärung erforderlich, sofern nicht für das Schuldverhältnis eine strengere Form vorgeschrieben ist (§ 781 BGB). Die Beachtung der Form ist nicht erforderlich für das Schuldanerkentnis eines Kaufmanns  (§§ 350, 351 BGB). 
Entsprechendes gilt für einen Vertrag, durch den eine Leistung in der Weise versprochen wird, daß allein das Versprechen die Verpflichtung selbständig, d.h. ohne Rücksicht auf den zugrundeliegenden Verpflichtungsgrund begründen soll (Schuldversprechen). Als Folge des konstitutiven Schuldanerkenntnisses oder Schuldversprechens braucht der Gläubiger nicht die zugrundeliegende Forderung zu beweisen, der Schuldner kann sich grundsätzlich nicht auf Einwendungen oder Einreden gegen diese (z.B. Verjährung, Gewährleistungsansprüche) berufen. 

Anfechtung von Willenserklärungen   (§§ 119 ff. BGB)
Gewisse Willensmängel bei Abgabe einer Willenserklärung führen dazu, daß diese zwar zunächst als wirksam angesehen wird, von dem Erklärenden aber wegen der Mangelhaftigkeit seiner Willensbildung angefochten werden kann. 

1.  Anfechtung wegen Irrtums  (§ 119 BGB). 

Irrtum ist das unbewußte Auseinanderfallen von Wille und Erklärung bei einer Willenserklärung; auf seine Entschuldbarkeit kommt es nicht an. In  bestimmten Fällen des Irrtums ist eine Anfechtbarkeit der Willenserklärung möglich. 

a.  Erklärungsirrtum  (§ 119 Abs.1  (2. Altern.) BGB) 

Der Erklärende will eine rechtlich erhebliche Erklärung abgeben, das äußere Geschehen weicht jedoch von dem ab, was er sich als äußeres Geschehen vorgestellt hat (Versprechen, Verschreiben, z.B. Angebot zu 10 € statt zu 100 €). 

Als Erklärungsirrtum gilt es auch, wenn die Willenserklärung durch einen Erklärungsboten (Bote - nicht aber bei Stellvertretung, hier ist Erklärung des Vertreters maßgebend) oder z.B. durch die Post falsch übermittelt wird (sog. Übermittlungsirrtum, § 120 BGB). 

b.  Inhaltsirrtum  (§ 119 Abs.1 (1. Altern.) BGB)   

Der Erklärende will die Erklärung ihrer äußeren Gestalt abgeben, irrt sich jedoch über deren inhaltliche Tragweite.

Hier kommt in Betracht der Irrtum über die Person des Vertragsgegners, über den Gegenstand des Geschäfts, über dessen Umfang sowie allgemein über alle Umstände, die kraft ausdrücklicher oder stillschweigender Parteiabrede den Inhalt des Rechtsgeschäfts ausmachen. 

c.  Eigenschaftsirrtum  (§ 119 Abs.2 BGB).

Als Inhaltsirrtum gilt auch der Irrtum über solche Eigenschaften der Person und der Sache, die im Verkehr als wesentlich angesehen werden. 

Eigenschaften der Person sind z.B. die Kreditwürdigkeit und die Zahlungsfähigkeit des Geschäftspartners bei einem Kreditgeschäft (nicht bei einem Bargeschäft), Alter und Geschlecht einer Person bei einem Arbeitsvertrag (nicht bei einem Kauf). 

Eigenschaften des Gegenstandes sind z.B. die Beschaffenheit der Sache (Echtheit eines Bildes u. dgl.), die Bebauungsfähigkeit eines Grundstücks, der Kundenkreis eines Erwerbsgeschäfts, nicht der Wert einer Sache als solcher, wohl aber alle wertbildenden Faktoren, soweit nicht das typische Risiko eines Geschäfts reicht (z.B. kein Anfechtungsgrund bei Irrtum über den Wert eines gekauften Mietshauses, anders dagegen bei Irrtum über die Jahresmieteinnahmen). 

2.  Die unverzügliche Anfechtungserklärung

Die Anfechtung wegen Irrtums muß unverzüglich (= ohne schuldhaftes Zögern) nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrund erfahren hat, erklärt werden. 

Das Anfechtungsrecht erlischt auf jeden Fall nach 10 Jahren (§ 121 BGB). 

Das Anfechtungsrecht ist ein Gestaltungsrecht. Die Anfechtung wird durch Erklärung gegenüber dem Anfechtungsgegner erklärt (§ 143 Abs.1 BGB). Anfechtungsgegner ist bei einem Vertrag der andere Teil, bei einem einseitigen Rechtsgeschäft, soweit es empfangsbedürftig ist der Empfänger, sonst jeder, der auf Grund des Rechtsgeschäfts unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt hat (§ 143 BGB). 

3.  Die rückwirkende Nichtigkeit  (§ 142 BGB)
Die erfolgreiche Anfechtung führt zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts von Anfang an; sie wirkt also auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeschäfts zurück, ausgenommen bei Gesellschaftsverträgen und Arbeitsverhältnissen, die in der Zwischenzeit bereits realisiert wurden (BAG NJW 1984, 446; hier wirkt die Anfechtung praktisch wie eine Kündigung). 

4.  Vertrauensschaden  (§ 122 BGB)
Der wegen Irrtums Anfechtende hat dem anderen den Schaden zu ersetzen, den er dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit des Rechtsgeschäfts vertraut (sog. Vertrauensschaden, z. B. Kosten, die für die Abwicklung des Geschäfts bereits aufgewendet wurden, nicht aber einen entgangenen Gewinn) 
5. Anfechtung wegen arglistiger Täuschung oder Drohung  (§ 123 Abs.1 BGB)
Anfechtbar ist ferner eine Willenserklärung, zu deren Abgabe jemand durch arglistige Täuschung oder widerrechtlich durch Drohung bestimmt wurde. 

Eine Täuschung liegt vor, wenn ein Irrtum durch Vorspiegeln falscher oder durch Verschweigen wahrer Tatsachen trotz bestehender Aufklärungspflicht (z.B. beim Gebrauchtwagenkauf) erregt oder aufrechterhalten wird. Diese Täuschung muß arglistig sein. Arglist setzt Vorsatz voraus, wobei bedingter Vorsatz ausreicht, nicht aber Fahrlässigkeit; der Täuschende muß sich seines unlauteren Erfolgs zumindest bewußt sein.

Drohung ist die ernsthafte Ankündigung eines Übels für den Fall, daß die Willenserklärung nicht abgegeben wird. Die Drohung muß widerrechtlich sein, sei es daß kein Recht auf die Willenserklärung besteht (“Geld oder Leben”) oder daß das angewandte Mittel unerlaubt ist (z.B. Drohung gegenüber Schuldner, im Fall der Nichterfüllung Vorfälle aus dessen Privatleben zu veröffentlichen; nicht aber bei Drohung mit Klage). 
Dem Täuschenden oder Drohenden muß ein Vertrauensschaden nicht ersetzt werden. 

Die Anfechtungsfrist beträgt hier - wegen der Schwere des Eingriffs in die Willensfreiheit - 1 Jahr ab Kenntniserlangung von der Täuschung bzw. Aufhören der Zwangslage. Das Anfechtungsrecht erlischt auch hier nach 10 Jahren (§ 124 BGB). 

Angebot = Antrag = Offerte

§ 145 ff. BGB:

Angebot wird im Sinne von Antrag verwendet. Der Antrag ist eine einseitige Willenserklärung, durch die eine Person einer anderen einen Vertragsabschluß in der Weise anträgt, daß dessen Zustandekommen nur von der Zustimmung des anderen abhängt. 
§ 294 BGB:

Die Leistung muss dem Gläubiger so, wie sie zu bewirken ist, tatsächlich angeboten werden. 
Annahme
§§ 147 ff. BGB 

Die Annahme ist eine einseitige Willenserklärung, mit der ein Antrag zum Abschluß eines Vertrages vorbehaltlos angenommen wird. 

Die Annahme ist grundsätzlich empfangsbedürftig, in den Fällen  §§ 151,152 BGB ausnahmsweise nicht. 

Annahmeverzug = Gläubigerverzug.
Antrag = Angebot = Offerte

§ 145 BGB

Anscheinsvollmacht

Die Anscheinsvollmacht ist eine auf Schein gegründete Vertretungsmacht. 

Aus dem Gedanken des Vertrauensschutzes beim Rechtsschein wird ganz allgemein gefolgert, daß jemand das Handeln eines angeblichen Vertreters gegen sich gelten lassen muß, das er zwar nicht kennt, aber bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte erkennen und verhindern können, so daß der Geschäftsgegner auch hier nach Treu und Glauben auf eine wirksame Vollmachtserteilung vertrauen darf.
Anspruch
ist das Recht, von einem anderen ein Tun oder ein Unterlassen (auch Dulden) zu verlangen (§ 194 Abs.1 BGB). 

Anwartschaft
ist im Zivilrecht zunächst nur die rein tatsächliche Aussicht auf einen künftigen Rechtserwerb, z.B. die Position des Ersatzerben. 

Verdichtet sich jedoch die Stellung des Anwartschaftsinhabers dergestalt, daß bereits ein Anspruch auf Erstarken der Anwartschaft zum Vollrecht für den Erwerber besteht, falls ein gewisses Ereignis eintritt, so spricht man von einem Anwartschaftsrecht. 
Anwartschaftsrecht.
Das Anwartschaftsrecht ist die zu einem Recht verdichtete Aussicht auf das Vollrecht. Wichtige Anwendungsfälle des Anwartschaftsrechts sind z.B. das aufschiebend bedingte Recht des Erwerbers einer unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Kaufsache und das Anwartschaftsrecht des Nacherben. 

Wirtschaftlich wichtig ist das Anwartschaftsrecht des Vorbehaltskäufers einer unter Eigentumsvorbehalt veräußerten Sache, wobei der Wert des Anwartschaftsrechts mit der zunehmenden Abbezahlung wächst  (Abzahlungsgeschäft). 

Das Anwartschaftsrecht ist im BGB nicht geregelt, ist jedoch heute allgemein anerkannt.  

Es ist zwar noch nicht das Vollrecht Eigentum selbst, wird aber als subjektives Recht wie das Eigentum behandelt, d.h. es ist übertragbar, vererblich, verpfändbar und unterliegt der Zwangsvollstreckung - wie das Vollrecht selbst.

Das Anwartschaftsrecht auf das Eigentum gewährt, zumindest bei beweglichen Sachen, ein Recht zum Besitz (kein Eigentumsherausgabeanspruch) und gibt bei Verletzungen einen Anspruch aus unerlaubter Handlung.  

Verfügt der Inhaber des Anwartschaftsrechts über dieses (z.B. in Form der Sicherungsübereignung), so handelt er als Berechtigter - anders als bei der Verfügung über das ihm noch nicht zustehende Eigentum an der Sache. 

Bei Erstarken des Anwartschaftsrechts zum Vollrecht (z.B. Eintritt der Bedingung beim Verkauf unter Eigentumsvorbehalt, i.d.R. bei Bezahlung der letzten Rate beim Abzahlungsgeschäft) geht das Eigentum unmittelbar auf den Dritterwerber über (sog. Direkterwerb). Ein Durchgangserwerb durch die Person des ursprünglichen Anwartschaftsberechtigten findet nicht statt (BGHZ 20, 88). 

Arglist, arglistige Täuschung  (§ 123 BGB)

Arglist liegt vor, wenn der Handelnde ins Blaue hinein unrichtige Behauptungen aufstellt, obgleich er mit der möglichen Unrichtigkeit seiner  Behauptungen rechnet  (BGHZ 63, 382,386; NJW 1998, 302).
Auflassung  (§ 925 BGB)

Unter Auflassung versteht man die Einigung des Veräußerers und des Erwerbers zur Übertragung des Eigentums an einem Grundstück nach § 873 BGB.  

Sie muss bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Teile vor einer zuständigen Stelle erklärt werden.  
Aufrechnung  (§§ 387 ff. BGB)
Schulden zwei Personen einander Leistungen, die ihrem Gegenstand nach gleichartig sind, so kann jeder Teil seine Forderung gegen die Forderung des anderen Teiles aufrechnen, sobald er die ihm gebührende Leistung fordern und die ihm obliegende Leistung bewirken kann. Die Aufrechnung erfolgt durch einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung gegenüber dem anderen Teil (§ 388 BGB). 

Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen, soweit sie sich decken, als in dem Zeitpunkt erloschen gelten, in dem sie zur Aufrechnung geeignet einander erstmals gegenübergetreten sind (§ 389 BGB). Sie wirkt also zurück auf den Zeitpunkt, in dem frühestens aufgerechnet werden konnte (sog. Aufrechnungslage), so daß inzwischen - trotz der Aufrechnungslage - eingetretene Wirkungen (z.B. Schuldnerverzug, Verfall einer Vertragsstrafe) rückwirkend wieder entfallen. 

Aufschiebende Bedingung  (§ 158 BGB)
Bei der aufschiebenden Bedingung hängt der Eintritt der Rechtswirksamkeit eines Geschäfts von dem zukünftigen Ereignis ab.

Bei der auflösenden Bedingung hängt das Forbestehen der Rechtswirkungen eines Geschäfts von dem zukünftigen Ereignis ab. 
Auftrag  (§ 662 BGB)
Im alltäglichen Sprachgebrauch wird unter einem Auftrag oft ein Vertragsangebot (z.B. zu einem Werkvertrag) verstanden. 

Der Auftrag im Rechtssinne ein Vertrag, durch den sich jemand verpflichtet, ein ihm vom Auftraggeber übertragenes Geschäft für diesen unentgeltlich zu besorgen (§ 662 BGB).

Ausschlußfrist
Bei der Ausschlußfrist endet das Recht mit Fristablauf.
Im Unterschied zur Ausschlußfrist begründet die Verjährung nur ein Leistungsverweigerungsrecht  (§ 214 BGB).
Austauschvertrag

Ein Austauschvertrag ist ein gegenseitiger Vertrag mit unterschiedlichen Rechten und Pflichten  (z.B. Kaufvertrag). 
Den Gegensatz bilden Verträge mit einem „gemeinsamen“ Zweck. Hier haben die Parteien die gleichen Rechte und Pflichten  (z.B. Gesellschaftsverträge).
B .

Bedingung  (lat. conditio) (§ 158 BGB)
Bei der aufschiebenden Bedingung hängt der Eintritt der Rechtswirksamkeit eines Geschäfts von dem zukünftigen Ereignis ab.

Bei der auflösenden Bedingung hängt das Forbestehen der Rechtswirkungen eines Geschäfts von dem zukünftigen Ereignis ab. 
Vertragsbedingungen

Die Vertragsbedingungen sind oftmals keine eigentlichen Bedingungen, sondern Bestandteile des Vertragsinhalts (z.B. Zahlungszeit, Erfüllungsort; Allgemeine Geschäftsbedingungen). 
Besitz  (§ 854 BGB)
Besitz ist die tatsächliche Herrschaft einer Person über eine Sache. 

Besitzdiener   (§ 855 BGB)
Der Besitzdiener steht in einem sozialen Abhängigkeitsverhältnis im Haushalt oder Erwerbsgeschäft oder in einem ähnlichen Verhältnis zu einem anderen, in dem er dessen Weisungen Folge zu leisten hat (z.B. Hausangestellte, Fabrikarbeiter, auch Beamter hinsichtlich Dienstuniform usw.)
In diesem Verhältnis ist nur der Weisungsberechigte Besitzer, auch wenn der Besitzdiener die tatsächliche Gewalt über eine Sache ausübt. 

Der Besitzdiener hat keinen Anspruch auf Besitzschutz, ist aber berechtigt, das Recht auf Selbsthilfe des Besitzers zu dessen Schutz auszuüben (§ 860 BGB). Erwirbt jemand im Rahmen eines derartigen sozialen Abhängigkeitsverhältnisses die tatsächliche Gewalt an einer Sache (z.B. beim Einkauf), so ist, sofern ein entgegenstehender Wille nicht erkennbar wird, davon auszugehen, daß der Besitz hierdurch unmittelbar auf den Besitzherrn übergeht.

Der Verlust der tatsächlichen Gewalt des Besitzdieners beendet auch den Besitz des Besitzherrn, desgleichen wenn sich der Besitzdiener selbst zum Besitzer aufschwingt.
Besitzkonstitut  =  Besitzmittlungsverhältnis  (§ 868  BGB)
Ein Besitzmittlungsverhältnis (Besitzkonstitut) ist nach § 868 BGB dadurch gekennzeichnet, daß jemand auf Grund eines Rechtsverhältnisses einem anderen gegenüber auf Zeit zum Besitz berechtigt oder verpflichtet ist (z.B. Miete, Pacht). Auch der mittelbare Besitzer ist Besitzer  (z.B. Der Mieter ist unmittelbarer Besitzer - der Vermieter ist mittelbarer Besitzer).

Besitzmittlungsverhältnis  = Besitzkonstitut.
Bestandteil einer Sache
Bestandteil ist jeder Teil einer natürlichen Sacheinheit als auch der einer zusammengesetzten Sache, der durch Verbindung seine Selbständigkeit verloren hat  (z.B. Schraube einer Maschine, Fenster eines Hauses).

Maßgeblich für die Beurteilung ist die natürliche Verkehrsanschauung unter Zugrundelegung eines technisch-wirtschaftlichen Standpunktes.

Der Bestandteil wird grundsätzlich entsprechend dem Schicksal der Hauptsache behandelt. Er kann jedoch Gegenstand besonderer Rechte sein. So bleibt beispielsweise ein Eigentumsvorbehalt einer gelieferten Sache, die durch Verbindung B. einer anderen Hauptsache wird, grundsätzlich bestehen.

Wesentliche Bestandteile  (§ 93 BGB)
Wesentlichen Bestandteile sind Bestanteile, die nicht getrennt werden können, ohne daß der eine oder der andere zerstört oder in seinem Wesen verändert wird . 

Wesentliche Bestandteile sind beispielsweise der Einband eines Buches, Tapeten an der Wand eines Hauses.

Keine wesentlichen Bestandteile sind beispielsweise Motoren, Räder usw. eines Kraftfahrzeugs, da diese ohne Wertminderung ausgebaut werden können. 

Bei Grundstücken gehören zu den wesentlichen Bestandteilen die mit dem Grund und Boden fest verbundenen Sachen, insbesondere Gebäude, die Erzeugnisse des Bodens bis zur Trennung, Pflanzen seit dem Einpflanzen,  

Zu den wesentlichen Bestandteilen eines Gebäudes gehören die zu seiner Herstellung eingefügten Sachen (§ 94 BGB). 

Wesentliche Bestandteile eines Grundstücks sind demnach festeingebaute oder besonders für den Einzelfall eingefügte Maschinen einer Fabrik, eingebaute Badewannen, die Liftanlage eines Hauses, die eingebaute Zentralheizung, die Fenster, Türen, Wände usw. eines Hauses, nicht aber bloße Behelfsbaracken, nur aufgestellte oder einfach verschraubte Maschinen in einer Fabrikhalle usw. 

Wesentliche Bestandteile können nicht Gegenstand besonderer Rechte sein (§ 93 BGB). Diese Sonderrechtsunfähigkeit ist zwingend. 

Beispielsweise geht ein vereinbarter Eigentumsvorbehalt der Lieferfirma bei Einbau der gelieferten Steine in das zu errichtende Haus unter. 

Scheinbestandteile (§ 95 BGB)

Zu den Bestandteilen eines Grundstücks gehören jedoch trotz fester Verbindung solche Sachen nicht, die nach dem Willen des Einfügenden nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Grund und Boden verbunden oder in das Gebäude eingefügt worden sind. Beispielsweise: Baubuden, Jahrmarktszelte, Pflanzen einer Baumschule.

Bestätigungsschreiben,  kaufmännisches

Ein kaufmännisches Bestätigungsschreiben fixiert den Inhalt eines bereits abgeschlossenen Vertrages -
(OLG Köln BB 1980, 1237).zumindest wird in dem Bestätigungschreiben der Vertragsabschluß behauptet.
Der Vertragsschluß kann mündlich, fernmündlich, telegraphisch oder fernschriftlich stattgefunden haben.

Voraussetzungen für ein kaufmännisches Bestätigungsschreiben:

1. Die Parteien müssen Vollkaufleute sein oder wenigstens wie solche am Wirtschaftsle​ben      teilnehmen;

2.   Die Parteien müssen Vertragsverhandlungen geführt haben;

3.   Das Bestätigungsschreiben muß folgenden Inhalt aufweisen:

· Es muß ein Vertragsschluß bestätigt werden. Der Bestätigende muß nach dem Inhalt des Schreibens davon ausgehen, daß der Vertrag bereits abgeschlossen ist oder 

· zumin​dest den Abschluß in dem Bestätigungsschreiben behaupten.  

· Das Schreiben muß den wesentlichen Inhalt des Vereinbarten wiedergeben.

· Das Bestätigungsschreiben muß dem anderen Vertragspartner alsbald im engen zeitli​chen Zusammenhang mit den Verhandlungen zugegangen sein.

Ohne gesetzliche Regelung ist es heute als Gewohnheitsrecht anerkannt, daß ein Kauf​mann, der nach vorangegangenen Vertragsverhandlungen ein Bestätigungsschreiben wi​derspruchslos entgegennimmt, damit grundsätzlich dem Inhalt des Schreibens zustimmt. Es gilt der Inhalt des Bestätigungschreibens.

Kaufmännisches Bestätigungsschreiben:
Schweigen auf ein kaufmännisches Bestätigungsschreiben gilt unter Kaufleuten als Zustimmung zum Inhalt, unabhängig davon, ob in den mündlichen zuvor etwas Abweichen​des vereinbart worden war.
Die Gründe sind: 

Die Schnelligkeit des Geschäftsverkehrs erfordert Klarheit. Im Geschäftsverkehr ist Schriftlichkeit üblich und notwendig. Die Partner sind als Kaufleute geschäftlich bewandert - man kann von ihnen erwarten, daß sie unverzüglich widersprechen, falls Mißverständnisse bestehen.
Beweislast

Grundsätzlich trägt jede Partei die Beweislast für die tatsächlichen Voraussetzungen der ihr günstigen Rechtsnorm. 

Bote
Der Bote gibt keine eigene Erklärung im Namen des Vertretenen ab, sondern übermittelt nur die bereits fertige Willenserklärung des Geschäftsherrn  (Beispiel Kind beim Einkaufen: „Die Mutti hat gesagt, sie will 5 Brötchen“). Dadurch unterscheidet sich der Bote von einem Stellvertreter  (Beispiel für Vertreter: „Im Namen von Frau Müller kaufe ich 5 Brötchen). 

Für die Voraussetzungen und die Wirksamkeit der Erklärung kommt es daher nicht auf die Person des Boten, sondern auf den Geschäftsherrn an; der Bote kann z.B. auch geschäftsunfähig sein (z.B. ein Kind). 

Man unterscheidet den Erklärungsboten, der als Werkzeug des Auftraggebers dessen Willenserklärung weitergibt, und den Empfangsboten, der die Erklärung für den Geschäftsherrn entgegennimmt. Empfangsbote ist nur, wer von dem Geschäftsherrn entsprechend beauftragt ist, Erklärungen anderer entgegenzunehmen. In diesem Fall ist die Willenserklärung bereits mit Abgabe gegenüber dem Empfangsboten dem Geschäftsherrn zugegangen und damit wirksam. 
Bringschuld
Bei einer Bringschuld wird der Wohnsitz des Gläubigers oder ein dritter Ort als Leistungsort vereinbart .
Leistungsort = Erfüllungsort 
ist der Ort, an dem in einem Schuldverhältnis die Leistung zu erfolgen hat. 

Bürgschaft  (§ 765 BGB)
ist ein Vertrag, durch den sich der Bürge gegenüber dem Gläubiger verpflichtet, für die Erfüllung der Verbindlichkeit eines Dritten (Hauptschuldner) einzustehen. 

C .

clausula rebus sic stantibus
Geschäftsgrundlage ist das Gleichbleiben äußerer Umstände, die für den Vollzug des Vertrags entscheidend sind, insbes. die Erwartung der Beteiligten, daß sich das Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung bis zur Erfüllung nicht grundlegend verändert (sog. clausula rebus sic stantibus). Zur Geschäftsgrundlage zählen alle nach den Vorstellungen der Beteiligten für den Vertragsabschluß wesentlichen Umstände (in Vergangenheit und Zukunft), die zwar nicht Vertragsinhalt sind, jedoch über das bloße Motiv zum Abschluß des Rechtsgeschäfts hinausgehen.
Nach einem allgemeinen Rechtssatz müssen Verträge grundsätzlich erfüllt werden (pacta sunt servanda). Fehlt jedoch die Geschäftsgrundlage, fällt sie nachträglich weg oder wird sie durch den Eintritt nicht vorhergesehener Tatsachen derartig verändert, daß ein Festhalten an dem ursprünglichen Vertrag eine mißbräuchliche Rechtsausübung wäre, so gebietet der Grundsatz von Treu und Glauben, daß von dem Schuldner nicht eine nicht mehr zumutbare Leistung verlangt werden kann. Der Wegfall der Geschäftsgrundlage führt nicht generell zu einer Befreiung des Schuldners von seiner Leistungspflicht, sondern nur zu einer Anpassung des Vertrags an die veränderten Umstände, z. B. zu einer Erhöhung der Gegenleistung. 

D .

Da mihi factum, dabo tibi ius = Gib mir den Sachverhalt, ich gebe dir das Recht
Eine römische Rechtsregel, nach der die Parteien dem Gericht nur den Sachverhalt, nicht jedoch die Rechtslage vorzutragen haben.

Damnum  = Schaden
Drohung  § 123 BGB

Drohung ist das Inaussichtstellung eines künftigen Übels.

Eine Drohung kann die Anfechtung von Willenserklärungen begründen  (§ 123 BGB).
Durchgriffshaftung.
Bei juristischen Personen haften die Mitglieder grundsätzlich nicht persönlich für die vertragliche Schulden der juristischen Person (Haftung der juristischen Person mit Beschränkung auf das Gesellschaftsvermögen). 

Eine Durchgriffshaftung auf die Person des Gesellschafters findet nach der Rspr. (vgl. BGHZ 54, 222; 22, 226) jedoch ausnahmsweise dann statt, wenn die Berufung auf die förmliche Selbständigkeit der juristischen Person gegen Treu und Glauben (§ 242 BGB) verstoßen würde. Dies ist in bestimmten Einzelfällen für den Alleingesellschafter einer Einmanngesellschaft, für die Muttergesellschaft, welche die handelnde Tochtergesellschaft finanziell und wirtschaftlich völlig beherrscht, und ausnahmsweise für den Kommanditisten einer Kommanditgesellschaft bejaht worden. 

E .

Eigentum
1.  Privatrecht  § 903 BGB

Das privatrechtliche Eigentum als das umfassendste, unbeschränkte Herrschaftsrecht über eine Sache und berechtigt den Eigentümer, mit der Sache nach Belieben zu verfahren (z. B. durch Übereignung, Belastung u.a.) und andere von jeder Einwirkung auszuschließen (§ 903 BGB, Eigentumsstörungen, Eigentumsherausgabeanspruch). 
Im Privatrecht ist Eigentum nur an einzelnen körperlichen, beweglichen oder unbeweglichen Sachen möglich  (nicht an Sachgesamtheiten, z.B. an einem Betrieb).

Das Eigentum an einem Grundstück erstreckt sich auch auf den Raum über und unter der Oberfläche. Der Eigentümer kann jedoch Einwirkungen nicht untersagen, die in solcher Höhe oder Tiefe vorgenommen werden, daß er an der Ausschließung kein schutzwürdiges Interesse hat (§ 905 BGB; z. B. Überfliegen mit einem Flugzeug, Grundwasserstrom; anders U-Bahnbau unter einem Haus). 
Der Eigentümer eines Tieres hat bei der Ausübung seiner Befugnisse die besonderen Vorschriften zum Schutz der Tiere zu beachten.

Arten des Eigentums: Alleineigentum, Miteigentum nach Bruchteilen, Gesamthandseigentum, Sicherungseigentum, Wohnungseigentum.

Das Eigentum räumt jedoch kein schrankenloses Herrschaftsrecht ein. § 903 BGB gewährt die genannte umfassende Befugnis dem Eigentümer nur, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entgegenstehen.

Als zivilrechtliche Beschränkungen des Eigentums kommen das Verbot der mißbräuchlichen Ausübung (Treu und Glauben) und der Schikane in Betracht, ferner der zivilrechtliche Notstand, das Nachbarrecht sowie sämtliche beschränkten dinglichen Rechte, die das E. belasten und seinen Inhalt einschränken (z. B. Dienstbarkeit, Hypothek, Pfandrecht u. a.; Sachenrecht). 

Darüber hinaus betont das Grundgesetz die Sozialgebundenheit des Eigentums (“Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt”). Im öffentlichen Interesse ist das Eigentums daher heute weitgehend pflichtgebunden. Die wichtigsten öffentlich-rechtlichen Beschränkungen des Eigentums enthalten das Bau- und öffentliche Nachbarrecht.

2.  Öffentliches Recht

Art. 14 Abs.1 GG:  Das Eigentum ... wird gewährleistet.

Der öffentlich-rechtliche Begriff des Eigentums und sein grundrechtlich gewährleisteter Schutz geht über den privatrechtlichen Eigentumsbegriff  hinaus und umfaßt z.B. auch Forderungen und Rechte (“geistiges Eigentum”). 
Eigentumserwerb
Die regelmäßige Form des Eigentumserwerbs ist der abgeleitete (derivative) Erwerb durch Eigentumsübertragung, daneben auch der Erwerb vom Nichtberechtigten (gutgläubiger Erwerb). 

Ursprüngliche (originäre) Eigentumserwerbsarten sind die Aneignung herrenloser Sachen, die Ersitzung und ®Buchersitzung, die Verbindung, die Vermischung und Verarbeitung sowie der Fruchterwerb. 

Eigentum wird auch im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (z. B. Erbfolge) oder durch Surrogation erworben oder kraft Staatsakts erworben (z. B. durch Zuschlag bei Zwangsversteigerung).
Eigentumsvorbehalt  § 449 BGB

Mit dem Eigentumsvorbehalt behält sich der Veräußerer das Eigentum bis zum Eintritt der Bedingung der vollständigen Bezahlung des Kaufpreises vor. Die Übereignung beweglicher Sachen ist unter einer Bedingung zulässig. 

Der Erwerber ist berechtigt, die Sache in Besitz zu nehmen, zu benutzen und auch zu verwerten. 

Mit dem Eintritt der Bedingung der Zahlung der letzten Kaufpreisrate geht das Eigentum automatisch auf den Erwerber über, ohne daß es einer nochmaligen Einigung bedarf. 

Einigung

Die Einigung ist im Sachenrecht der dingliche Vertrag, der grundsätzlich zur Begründung, Übertragung und Belastung von beweglichen Sachen neben deren Übergabe und bei Grundstücksrechten neben der Eintragung im Grundbuch erforderlich ist. 

Bei der Eigentumsübertragung von Grundstücken heißt die Einigung:  Auflassung.

Einrede.
Die Einrede ist ein Recht, das die Durchsetzung des Rechts eines anderen verhindert. Mit der Geltendmachung einer Einrede wird das gegnerische Recht nicht vernichtet. Dadurch unterscheidet sich die Einrede von der Einwendung.

Beispiele für Einreden sind die Einrede des nicht erfüllten Vertrages oder die Verjährung.

Erfüllung  =  (Tilgung) 

Das Schuldverhältnis erlischt, wenn die geschuldete Leistung an den Gläubiger bewirkt wird (§ 362 BGB).

Erfüllungsgehilfe  § 278 BGB 
ist, wer mit Willen des Schuldners bei Erfüllung von dessen Verbindlichkeit tätig wird (z. B. Handwerksgeselle bei Reparaturen im Auftrag des Meisters). 

Der Schuldner hat ein Verschulden seins Erfüllungsgehilfen in gleichem Umfang zu vertreten wie eigenes Verschulden (§ 278 BGB). Eine Haftung des Schuldners entfällt jedoch, wenn die schädigende Handlung vom Erfüllungsgehilfen nicht in Erfüllung der Verbindlichkeit des Schuldners, sondern gelegentlich dieser vorgenommen wurde. Umstritten ist, ob eine Diebstahl des Erfüllungsgehilfen vom Schuldner zu vertreten ist.

Verrichtungsgehilfe  (§ 831 BGB)
Verrichtungsgehilfe ist, wer von einem anderen zu einer Verrichtung bestellt ist und in Ausübung dieser Tätigkeit eine unerlaubte Handlung begeht. Der Auftraggeber haftet für die unerlaubte Handlung nach § 831 BGB aus vermutetem eigenem Verschulden, aber mit der Möglichkeit des Entlastungsbeweises.
Erfüllungshalber
Eine Leistung erfüllungshalber liegt vor, wenn dem Gläubiger ein Gegenstand überlassen wird, aus dem er seine Befriedigung suchen soll (Bezahlung mit einem Scheck). Die Erfüllung des Schuldverhältnisses tritt erst ein, wenn dem Gläubiger aus dem erfüllungshalber überlassenen Gegenstand tatsächlich Mittel zufließen. 

Erfüllungsinteresse
Schadensersatz (2 b).
Erfüllungsort = Leistungsort
Erfüllungs Statt  (§ 364 BGB)
Der Gläubiger nimmt eine andere als die geschuldete Leistung „als Erfüllung“ an. Das Schuldverhältnis erlischt durch diese Leistung.

Erlaßvertrag.
Das Schuldverhältnis erlischt, wenn der Gläubiger dem Schuldner die Schuld erläßt. Der Erlaß setzt einen Vertrag (Aufhebungsvertrag) voraus. Ein einseitiger Verzicht des Gläubigers ist wirkungslos (§ 397 Abs.1 BGB). Die gleiche Wirkung wie der Erlaßvertrag hat ein zwischen Gläubiger und Schuldner abgeschlossener Vertrag, in dem der Gläubiger anerkennt, daß ein Schuldverhältnis nicht besteht (§ 397 Abs.2 BGB, sog. negatives Schuldanerkenntnis). 
Ermächtigung
ist die Befugnis, ein fremdes Recht im eigenen Namen geltend zumachen oder auszuüben.

Die Ermächtigung ist im BGB nicht geregelt.

Ersitzung
Wer eine bewegliche Sache 10 Jahre im Eigenbesitz gehabt, d.h. als ihm gehörend besessen hat (§ 872 BGB), erwirbt  das Eigentum an der Sache. Voraussetzung ist, daß der Ersitzende nicht bei Erwerb des Eigenbesitzes im bösen Glauben war oder nachträglich erfahren hat, daß ihm das Eigentum nicht zusteht (§§ 937 ff. BGB). 

ex nunc = von jetzt ab (mit Wirkung für die Zukunft)

z.B. tritt bei gestaltenden Rechtsgeschäften wie Kündigung die Rechtsfolge erst mit dieser ein.
ex officio = von Amts wegen.
F .

Wird fortgesetzt







� BGHZ 20,154


� BGHZ 2, 287,295; NJW 88, 2599






